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B E K A N N T M A C H U N G 

 

 

Am Montag, den 19.06.2023, 17:00 Uhr findet im Aufenthaltsraum des EWF, 

Ackerstraße 24, 67227 Frankenthal (Pfalz), eine Sitzung des Betriebsausschusses 

statt. Den Inhalt der Bekanntmachung finden Sie auch unter "www.frankent-

hal.de/Amtsblatt". 

 

Frankenthal (Pfalz), 07.06.2023 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ) 

In Vertretung 

 

Bernd Knöppel 

Bürgermeister 

 

 

T a g e s o r d n u n g 

 

I.  Öffentliche Sitzung 

    Mitteilungen und Berichte der Verwaltung 

  

   1. Übersicht Arbeitsunfälle 2021/2022 und Maßnahmen des EWF im Rahmen 

des Arbeitsschutzes 

  

   2. GML-Klage gegen das Brennstoffemissions-Handelsgesetz (BEHG) 

  

   3. Bericht zur Abfallbilanz und Mengenströmen 2022 

  

   4. Aktuelle Informationen des Eigen- und Wirtschaftsbetriebes Frankenthal 

(Pfalz) 

  

II.  Nichtöffentliche Sitzung 

 Personalangelegenheit 

III.  Öffentliche Sitzung 

    Bekanntgabe der Entscheidung aus der nichtöffentlichen Sitzung 
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Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 

des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

Die BASF SE, Carl-Bosch-Straße 38, 67056 Ludwigshafen hat bei der Struktur- und 

Genehmigungsdirektion Süd, Friedrich-Ebert-Straße 14, 67433 Neustadt an der 

Weinstraße einen Antrag auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Ände-

rungsgenehmigung für die Umrüstung der Gas- und Dampfturbinen-Anlage 

(GuD-Anlage) C200 auf der Gemarkung Friesenheim, Flurstück 2608/33 einge-

reicht. 

Die GuD-Anlage dient zur Erzeugung von Strom und Dampf durch den Einsatz 

von Brennstoffen in einer Verbrennungseinrichtung mit einer Feuerungswärme-

leistung von mehr als 200 Megawatt und fällt somit nach Nr. 1.1.1 der Anlage 1 

zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG in dessen Geltungsbereich. Die beantragte Änderung 

umfasst die technische Umrüstung auf einen Zweistoffbetrieb, sodass alternativ 

zum Brennstoff Erdgas zukünftig auch Heizöl EL verwendet werden kann. 

Für die Genehmigung der GuD-Anlage wurde bereits im Jahr 1995 eine Umwelt-

verträglichkeitsprüfung durchgeführt. Die gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in Verbin-

dung mit § 7 Abs. 1 des UVPG in Verbindung mit Anlage 3 für die Änderung vor-

genommene allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass die Änderung keine zu-

sätzlichen erheblichen nachteiligen oder andere erheblichen nachteiligen Um-

weltauswirkungen hervorrufen kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berücksichti-

gen wären. 

Auf der Grundlage geeigneter Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener In-

formationen wird festgestellt, dass nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben 

keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) 

besteht. 

Die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht können auf der 

Internetseite der SGD Süd (www.sgdsued.rlp.de) unter der Rubrik Service / Öf-

fentlichkeitsbeteiligung Bekanntmachungen und im UVP-Portal (www.uvp-ver-

bund.de) eingesehen werden. 

 

Die Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

 

Az. 6620#2023/0002-0111 21 

 

 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 

Neustadt an der Weinstraße, 5. Mai 2023 

 

im Auftrag 

gez. Thomas Klein 
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Bekanntmachung eines Erörterungstermins 

gemäß § 43a Satz 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) i.V.m. 

§ 73 Abs. 6 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 

Energiewirtschaftliches Planfeststellungsverfahren gem. § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

EnWG zum Neubau und Betrieb einer 110-kV-Freileitungsverbindung zwischen 

Mutterstadt und Kerzenheim, Pos. XX 

Aktenzeichen: 21a-7.110-002-2020 

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Stresemannstraße 3-5, 56068 Kob-

lenz, gibt als zuständige Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde bekannt, dass 

im Rahmen des oben genannten Verfahrens am Dienstag, den 11.07.2023, der 

Erörterungstermin stattfindet. Veranstaltungsort ist die große Aula des iT-Campus 

Kaiserslautern, Europaallee 10, 67657 Kaiserslautern. Beginn ist um 10:00 Uhr. 

Der Termin dient dazu, die rechtzeitig erhobenen Einwendungen gegen den Plan 

und die Stellungnahmen der Vereinigungen und Behörden zum Plan zu erörtern, 

und zwar mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie 

mit denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben 

haben. 

Erörterungsgegenstand 

Die Pfalzwerke Netz AG, Wredestraße 35, 67069 Ludwigshafen plant den Ersatz-

neubau und den Betrieb einer 110-kV-Freileitungsverbindung zwischen Mutter-

stadt und Kerzenheim. 

Das Vorhaben umfasst folgende Maßnahmen: 

a) Ersatzneubau und Betrieb der 110-kV-Hochspannungsfreileitung Umspann-

werk (UW) Mutterstadt – UW Otterbach (Pos. XX) von dem UW Mutterstadt 

zum Schaltwerk (SW) Lambsheim (Pos XX); Anfangspunkt ist Mast Nr. 1 auf 

Flurstück Nr. 9288/1, Gemarkung Mutterstadt; Endpunkt ist Mast Nr. 44 auf 

den Flurstücken Nr. 2275 und Nr. 2279, Gemarkung Lambsheim; Länge: 12,8 

km; Ersatzneubau von 19 Masten, 2 x 110-kV HTLS-Stromkreise, 

b) Ersatzneubau und Betrieb der 110-kV-Hochspannungsfreileitung UW Mutter-

stadt – UW Otterbach (Pos. XX) vom SW Lambsheim zum UW Grünstadt; An-

fangspunkt ist Mast Nr. 228 auf Flurstück Nr. 2262, Gemarkung Lambsheim; 

Endpunkt ist Mast Nr. 72 auf Flurstück Nr. 2926/4, Gemarkung Grünstadt; 

Länge: 9 km; Ersatzneubau von 24 Masten, 2 x 110-kV 2er-Bündel-Strom-

kreise und 
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c) Ersatzneubau und Betrieb der 110-kV-Hochspannungsfreileitung UW Mutter-

stadt – UW Otterbach (Pos. XX) vom UW Grünstadt zum UW Kerzenheim; 

Anfangspunkt ist Mast Nr. 72 auf Flurstück Nr. 2926/4, Gemarkung Grün-

stadt; Endpunkt ist Mast Nr. 109 auf Flurstück Nr. 443, Gemarkung Kerzen-

heim; Länge: 9,6 km; Ersatzneubau von 12 Masten und Rückbau von 4 Mas-

ten, 2 x 110-kV 2er-Bündel-Stromkreise. 

Neben den oben beschriebenen Projektbestandteilen sind alle mit dem Vorha-

ben in Zusammenhang stehenden Maßnahmen, die zur Errichtung, zum Betrieb 

und zur Unterhaltung der Leitungen notwendig sind, Gegenstand des Antrags (z.B. 

die Änderung und Anbindung angrenzender Leitungen, die Sicherung und Nut-

zung von Zuwegungen und Arbeitsflächen (Lager-, Trommel- und Windenplätze), 

die Ausweisung von Freileitungsschutzstreifen, die Errichtung und der Betrieb not-

wendiger provisorischer Leitungsverbindungen und der temporäre Verbleib von 

Leitungen in einer technisch bedingten Zwischenausbaustufe sowie notwendige 

Folgemaßnahmen an anderen Anlagen [insbesondere Rückbaumaßnahmen an 

bestehenden Freileitungen, Rückbau von Provisorien, Errichtung und temporärer 

Betrieb von Baueinsatzkabeln]). 

Hinweise zum Verfahren: 

• Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Zur Teilnahme berechtigt sind Perso-

nen, die Einwendungen gegen den Plan erhoben haben und alle sonstigen 

vom Vorhaben Betroffenen. Die sonstigen Betroffenen müssen ihre Betroffen-

heit von dem Vorhaben in geeigneter Weise glaubhaft machen (§ 73 Abs. 6 

Satz 6 in Verbindung mit § 68 Abs. 1 Satz 1 VwVfG). 

• Bei Ausbleiben eines Beteiligten kann auch ohne ihn verhandelt und entschie-

den werden (§ 73 Abs. 6 Satz 6 in Verbindung mit § 67 Abs. 1 Satz 3 VwVfG). 

• Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Dieser hat seine Be-

vollmächtigung durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen und diese zu 

den Akten der Anhörungsbehörde zu geben. Die durch die Teilnahme oder 

durch Vertreterbestellung entstehenden Kosten werden nicht erstattet. 
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Die Bekanntmachungstexte und Planunterlagen zum Vorhaben sind über fol-

gende Internetseiten zugänglich: 

https://sgdnord.rlp.de/themen/energie/netzausbau 

(siehe Link unter der Rubrik „Laufende Verfahren“) 

oder 

www.uvp-verbund.de/freitextsuche 

(siehe Kategorie „Leitungsanlagen und vergleichbare Anlagen“) 

Rechtsquellen 

• Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz – 

EnWG) vom 07.07.2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt geändert durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 22.05.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 133) 

• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung vom 23.01.2003 (BGBl. I 

S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 24 Abs. 3 des Gesetzes vom 25.06.2021 

(BGBl. I S. 2154) 

Koblenz, den 05.06.2023 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord 

Im Auftrag 

Thomas Gottschling 

- Regierungsdirektor - 

 

 
 

  



174 
 

Bekanntmachung über die öffentliche Auflegung  

der Vorschlagsliste  

 

 

Wahl der Jugendschöffen und Jugendschöffinnen der Stadt Frankenthal (Pfalz) 

für die Amtszeit 01.01.2024 bis 31.12.2028 für das Jugendschöffengericht des Amts-

gerichtsbezirk Frankenthal (Pfalz) und die Jugendkammer des Landgericht Fran-

kenthal (Pfalz). 

 

Der Jugendhilfeausschuss der Stadt Frankenthal (Pfalz) hat in der Sitzung am 

03.05.2023 den Beschluss über die Vorschlagslisten gefasst.  

 

Die Vorschlagslisten für die Jugendschöffen und Jugendschöffinnen liegen ge-

mäß § 36 Absatz 3 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) in der Zeit vom 12.06.2023 bis 

einschließlich 19.06.2023 während der Dienststunden, 

 

montags und dienstags von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 

mittwochs                       von 08.00 Uhr bis 14.00 Uhr   

donnerstags            von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis18.00 Uhr und  

freitags                              von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

 

zu jedermanns Einsicht an folgendem Ort aus: 

 

Informationsschalter im Rathaus, Rathausplatz 2-7, 67227 Frankenthal (Pfalz) 

 

Gegen die Vorschlagslisten kann gemäß § 37 Gerichtsverfassungsgesetz binnen 

einer Woche, gerechnet vom Ende der Auslegungsfrist, schriftlich oder zur Nieder-

schrift Einspruch bei der Stadtverwaltung Frankenthal (Pfalz), Bereich Recht, Ver-

waltungsgebäude Neumayerring 72, mit der Begründung erhoben werden, dass 

in die Vorschlagsliste(n) Personen aufgenommen sind, die nach § 32 Gerichtsver-

fassungsgesetz wegen Unfähigkeit zum Schöffenamt nicht aufgenommen wer-

den durften oder nach §§ 33 und 34 Gerichtsverfassungsgesetz nicht aufgenom-

men werden sollten. 

 

 

Stadtverwaltung Frankenthal (Pfalz), den 01.06.2023 

In Vertretung  

gez. 

 

Knöppel 

Bürgermeister 

 


